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5. Wahlperiode 


Drucksache V/267 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Februar 1966 

II/3 — 80502 — 6172/65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den vom Bundesrat in seiner 289. Sitzung am 26. No- 
vember 1965 beschlossenen 

Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung ist in Anlage 2 dar- 
gelegt. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/267 


Deutscher Bundestag ■ — 5. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend 
(Jugendarbeitsschutzgesetz) vom 9. August 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 665), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes vom 15. Januar 1965 (Bundesge- 
setzbl. I S. 11), wird wie folgt geändert: 

§ 45 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Nach Ablauf des ersten Beschäftigungsjahres 
darf ein Jugendlicher nur weiterbeschäftigt werden, 
wenn er von einem Arzt nachuntersucht worden ist 
und dem Arbeitgeber eine von diesem Arzt ausge- 
stellte Bescheinigung über die Nachuntersuchung 
vorliegt. " 


Artikel 2 

Für Jugendliche, die bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes bereits ein Jahr oder länger beschäftigt wer- 
den und nicht nachuntersucht sind, gilt das Beschäf- 
tigungsverbot des § 45 Abs. 2 nicht, wenn sie sich 
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes nachuntersuchen lassen und dem Arbeitgeber 
die ärztliche Bescheinigung über die Nachunter- 
suchung vorliegt. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Das Gesetz tritt (Datum etwa 4 Wochen nach der 
Verkündung) in Kraft. 
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Drucksache V/267 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Nachdem der 6. Abschnitt des Jugendarbeitsschutz- 
gesetzes — Gesundheitliche Betreuung — nunmehr 
über 4 Jahre in Kraft ist, hat sich gezeigt, daß die 
Zahl der Erstuntersuchungen (§ 45 Abs. 1 JArbSchG) 
durchaus als befriedigend angesehen werden kann. 
In allen Bundesländern unterziehen sich jährlich im 
Schnitt über 90 °/o der untersuchungspflichtigen Ju- 
gendlichen der Erstuntersuchung. Demgegenüber läßt 
die Zahl der Nachuntersuchungen (§ 45 Abs. 2 
JArbSchG) außerordentlich zu wünschen übrig. Nach 
den Ergebnissen in den Ländern kann davon aus- 
gegangen werden, daß sich jährlich nur etwa i !s der 
untersuchungspflichtigen Jugendlichen nachunter- 
suchen läßt. Dieses Ergebnis ist deshalb besonders 
unerfreulich, weil gerade von den Nachuntersuchun- 
gen wesentliche Erkenntnisse über die Auswirkung 
der Berufsarbeit auf den Gesundheitszustand zu er- 
warten sind. Es kann nicht mit der Unkenntnis der 
gesetzlichen Bestimmungen erklärt werden, weil 
die Jugendlichen sich ja der Erstuntersuchung unter- 
zogen haben und damit sowohl sie selbst als auch 
Eltern und Arbeitgeber davon unterrichtet sind, daß 
vor Ablauf des ersten Beschäftigungsjahres die 
Nachuntersuchung stattzufinden hat. Der Grund ist 
vielmehr in der Nachlässigkeit aller Betroffenen 
— Jugendliche, Eltern, Arbeitgeber — zu suchen, j 
Zwar begeht der Arbeitgeber, der sich die ärztliche | 
Bescheinigung über die Nachuntersuchung nicht vor- ' 
legen läßt, eine Ordnungswidrigkeit nach § 68 Abs. 1 j 
Nr. 5 JArbSchG; eine Ahndung hat sich aber in nicht ■ 
wenigen Fällen als undurchführbar erwiesen, weil j 
die Arbeitgeber nachweisen konnten, daß sie die ; 
Jugendlichen mehrfach vergeblich aufgefordert 
hatten, sich der Nachuntersuchung zu unterziehen. 
Durch das Beschäftigungsverbot in § 45 Abs. 1 
JArbSchG wird bei der Erstuntersuchung ein ge- 
wisser Zwang auf den Jugendlichen ausgeübt, sich 
untersuchen zu lassen; da § 45 Abs. 2 JArbSchG ein 
derartiges Beschäftigungsverbot nicht enthält, be- 
steht für den Jugendlichen dagegen kein Zwang, 
sich nachuntersuchen zu lassen. Bei der Beratung 
des Gesetzes war darauf ausdrücklich verzichtet 
worden, auch hier ein Beschäftigungsverbot aufzu- 
nehmen, weil die Auffassung bestand, die Durch- 
führung der Nachuntersuchung werde sich auch ohne 
Zwang durch bloßen Appell an die Einsicht der Be- 
troffenen sichern lassen. Trotz des Einsatzes aller 
publizistischen Mittel in den Ländern, trotz ver- 
stärkter Kontrollen der Aufsichtsbehörden und trotz 
der Unterstützung und Mithilfe insbesondere der 
Ärzteschaft, der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 


organisationen, der Schulen und aller am Jugend- 
arbeitsschutz interessierten Institutionen, hat sich 
das zahlenmäßige Ergebnis der Nachuntersuchun- 
gen nicht nur nicht gebessert, es zeigt in einigen 
Ländern sogar eine sinkende Tendenz. 

Da von anderen Maßnahmen keine entscheidende 
Änderung mehr zu erwarten ist, erscheint es — 
wenn das gesundheitspolitische Ziel erreicht werden 
soll — unerläßlich, § 45 Abs. 2 JArbSchG in dem 
Sinn zu ändern, daß, genau wie jetzt schon bei 
den Erstuntersuchungen, ein Beschäftigungsverbot 
eintritt, wenn die Nachuntersuchung nicht durch- 
geführt ist. Von einer solchen Regelung ist mit 
Sicherheit zu erwarten, daß einmal der bisher säu- 
mige Teil der Arbeitgeber sich um die Einhaltung 
der gesetzlichen Vorschriften bemühen wird und zum 
anderen Jugendliche und Eltern interessiert sein 
werden, der gesetzlichen Verpflichtung zur Nach- 
untersuchung nachzukommen, um das Beschäfti- 
gungsverbot zu vermeiden. 

Zu Artikel 2 

| Von dem Gesetz sollen aus gesundheitspolitischen 
Gründen auch die Jugendlichen erfaßt werden, die 
sich bis zum Tag des Inkrafttretens des Gesetzes der 
Nachuntersuchung widerrechtlich noch nicht unter- 
zogen haben. Für diese Fälle muß daher eine Uber- 
gangsregelung geschaffen werden. Dabei ist zu be- 
rücksichtigen, daß bei der großen Anzahl von Ju- 
gendlichen, um die es sich hier handelt, eine ange- 
messene Frist eingeräumt werden muß, innerhalb 
derer die Nachuntersuchungen nachgeholt werden 
können, weil andernfalls die Gefahr bestünde, daß 
die Ärzte die Untersuchungen weder sach- noch 
fristgerecht zu bewältigen vermöchten. Daraus folgt, 
daß das Beschäftigungsverbot für diese Jugendlichen 
nicht unmittelbar mit dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes wirksam werden kann, sondern erst dann, 
wenn die einzuräumende Frist — 1 Jahr — unge- 
nutzt verstrichen ist. 

Zu Artikel 4 

Eine Frist von rd. einem Monat zwischen Verkün- 
dung und Inkrafttreten des Gesetzes wird für er- 
forderlich gehalten, um den Jugendlichen, bei denen 
das Ende des ersten Beschäftigungsjahres in etwa 
mit dem Tag der Verkündung des Gesetzes zusam- 
menfällt und die sich der Nachuntersuchung noch 
nicht unterzogen haben, Gelegenheit zu geben, die 
Untersuchungen vornehmen zu lassen und damit das 
Beschäftigungsverbot zu vermeiden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


i. 

Der Regierungsentwurf eines Jugendarbeitsschutz- 
gesetzes (Drucksache 317 der 3. Wahlperiode) sah 
in § 41 vor, daß mit der Beschäftigung eines Jugend- 
lichen nur begonnen werden darf, wenn er inner- 
halb der letzten 12 Monate von einem Arzt unter- j 
sucht worden ist und eine von diesem Arzt ausge- 
stellte Bescheinigung demjenigen, der den Jugend- 
lichen beschäftigen will, vorliegt. Nach Ablauf von 
13 Monaten seit der letzten Untersuchung sollte die 
Beschäftigung des Jugendlichen nur fortgesetzt wer- 
den dürfen, wenn er zuvor von einem Arzt nach- 
untersucht worden ist und eine von diesem Arzt 
ausgestellte Bescheinigung dem Arbeitgeber vor- 
liegt. 

Der federführende Ausschuß für Arbeit hat diese 
Entwurfsbestimmungen unverändert übernommen 
(Drucksache 1816 der 3. Wahlperiode). 

Der Deutsche Bundestag hat demgegenüber mit 
Mehrheit einem Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/ CSU — Umdruck 629 — in 2. und 3. Lesung zu- 
gestimmt, wonach die Verpflichtung des Arbeit- 
gebers, sich vor Aufnahme der Beschäftigung und vor j 
Ablauf des ersten Beschäftigungsjahres eine ärztliche 
Bescheinigung über die erfolgte Untersuchung vor- 
legen zu lassen, nicht mit einem Beschäftigungsver- 
bot gekoppelt werden sollte (Protokolle der 115. 
und 116. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
19. und 20. Mai 1960). Die Mehrheit des Bundestages 
wollte einen staatlichen Zwang vermeiden. Sie ließ 
sich bei ihrer Entscheidung von der Hoffnung leiten, 
daß insbesondere die Erzieher dafür Sorge tragen 
würden, daß der Jugendliche seiner Verpflichtung, 
sich untersuchen zu lassen, nachkommen würde. 

Der Bundesrat hat in seiner 220. Sitzung vom 10. Juni 
1960 beschlossen, den Vermittlungsausschuß gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes aus verschie- 
denen Gründen anzurufen, darunter auch wegen der 
Regelungen in § 41 Abs. 1 und 2 des Gesetzentwurfs, 
jetzt § 45 Abs. 1 und 2. Der Bundesrat schlug dem 
Vermittlungsausschuß vor, die im Regierungsent- 
wurf vorgesehene und von dem federführenden 
Ausschuß für Arbeit übernommene Koppelung der 
Untersuchungen mit einem Beschäftigungsverbot 
wieder herzustellen. In der Begründung zu dem 
Vorschlag wird ausgeführt, die Aufrechterhaltung 
des Beschäftigungsverbotes werde im Interesse des 
Gesundheitsschutzes der Jugendlichen und der 


Durchsetzbarkeit der Vorschrift für erforderlich ge- 
halten (Drucksache 1912 der 3. Wahlperiode, Be- 
schluß vom 10. Juni 1960). 

Der Vermittlungsausschuß hat - — Drucksache 1984 
der 3. Wahlperiode — beschlossen, die Koppelung 
nur hinsichtlich der ärztlichen Untersuchung vor Auf- 
nahme der Beschäftigung durch den Jugendlichen 
wieder herzustellen, die Verpflichtung zur Nach- 
untersuchung vor Ablauf des ersten Beschäftigungs- 
jahres dagegen nicht mit einem Beschäftigungsver- 
bot zu koppeln. 

Diese unterschiedliche Regelung hat dazu geführt, 
daß zwar die Erstuntersuchungen inzwischen zu 90 
bis 95 °/o durchgeführt werden, es aber trotz inten- 
siver Bemühungen aller interessierten Kreise, ins- 
besondere der Sozialpartner, der Ärzte, ärztlichen 
Vereinigungen, Berufsschulen, nicht gelungen ist, bei 
den gesetzlich vorgeschriebenen Nachuntersuchun- 
gen einen höheren Prozentsatz als 35 zu erreichen. 
Auch eine noch stärkere Intensivierung der bisheri- 
gen Versuche, den Prozentsatz der Nachuntersuchun- 
gen zu steigern, verspricht keinen Erfolg. 

Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, den bereits be- 
stehenden Rechtszustand, wonach der Jugendliche 
sich innerhalb eines Jahres nach Aufnahme der Be- 
schäftigung nachuntersuchen lassen muß, gesetzlich 
zu sanktionieren. Gegenwärtig duldet der Gesetz- 
geber, daß das von ihm aufgestellte Gebot, wonach 
sich der Jugendliche vor Ablauf des ersten Beschäfti- 
gungsjahres nachuntersuchen lassen muß, von etwa 
zwei Drittel aller Jugendlichen nicht befolgt wird. 
Ein solcher Zustand bedeutet auf die Dauer eine 
Gefährdung der Staatsautorität. 

II. 

Bei der gegebenen Sach- und Rechtslage beschließt 
die Bundesregierung, dem vom Bundesrat beschlos- 
senen Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes mit der Maßgabe 
zuzustimmen, daß das Gesetz nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf. 

III. 

Da nach § 50 Jugendarbeitsschutzgesetz die Kosten 
der Untersuchungen das Land trägt, würde der Bun- 
deshaushalt durch das Gesetz nicht belastet werden. 
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